
Lfd.Nr. 14 |Jahr 2023 

 

VERHANDLUNGSSCHRIFT 

 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates der Marktgemeinde Riedau am Donnerstag, den 13. Juli 2023 

Tagungsort: Sitzungssaal 

Beginn:  19:00 Uhr 

Ende: 20:48 Uhr 

Anwesende GR-Mitglieder: 

 

1. Bgm. Markus Hansbauer als Vorsitzender 

2. 1. Vizebgm. Johann Schmidseder 

3. GV Reinhard Windhager 

4. GR Anna Zallinger 

5. GR Anna Wimmer 

6. GR Thomas Klugsberger 

7. GR Marcel Weinberger 

8. GR Alois Brunner 

9. 2.Vizebgm. Franz Arthofer 

10. GR Karin Eichinger 

11. GR Sascha Hübsch 

12. GV Michael Desch 

13. GR Andreas Unterberger 

14. GR Bernhard Rosenberger 

15.  

16.   

17.   

18.   

19.  

 

GR-Ersatzmitglieder: 

 

 ER Birgit Trinkfaß für GR Lukas Sumereder 

 ER Roswitha Krupa  für GR Franz Schabetsberger 

 ER Yvonne Mader  für GR Elisabeth Jäger 

 ER Christopher Gruber für GR Günter Humer 

 ER Christian Kalchgruber für GR Johannes Schönbauer  

 

Der Leiter des Gemeindeamtes:  AL Petra Langmaier  

Sonstige Personen (§ 66 Abs. 2 OÖ. GemO.1990): - 

Der Schriftführer (§ 54 Abs. 2 OÖ. GemO. 1990):  AL Petra Langmaier  

 

Es fehlen: 

 

 entschuldigt: unentschuldigt:  

 GR Lukas Sumereder  

 GR Franz Schabetsberger 

GR Elisabeth Jäger 

GR Günter Humer 

GR Johannes Schönbauer 
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Der Vorsitzende eröffnet um 19:00 Uhr die Sitzung und stellt fest, dass 

a) die Sitzung von ihm einberufen wurde; 

b) die Verständigung hierzu gemäß den vorliegenden Zustellnachweisen an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder am 

06.07.2023 unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist; der Termin der heutigen Sitzung im Sitzungsplan (§ 

54 Abs. 1 OÖ. GemO 2002) enthalten ist, und die Verständigung hierzu an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder 

zeitgerecht unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist; die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der 

Amtstafel öffentlich kundgemacht wurde; 

c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist; 

d) die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 25.05.2023 bis zur heutigen Sitzung während der Amtsstunden 

im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht noch aufliegt und gegen diese 

Verhandlungsschrift von jenen Gemeinderatsmitgliedern und Ersatzmitgliedern, welche an der betreffenden 

Sitzung teilgenommen haben, bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können. 

 

Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen: 

Folgende Gemeinderatsmitglieder sind anzugeloben:  

·   

Folgender Dringlichkeitsantrag wurde gemäß § 46 Abs. 3 OÖ. GemO 2002 eingebracht:  

- 

 

Der Vorsitzende setzt folgenden Tagesordnung von der Tagesordnung ab: 

-  

Bürgerfragestunde – keine Wortmeldungen  

  



 

-3- 

 

Tagesordnung: 

TOP 1. Bericht des Obmannes des Prüfungsausschusses (Kenntnisnahme) 

TOP 2. Bericht des Obmannes des Wohnungsausschusses (Kenntnisnahme) 

TOP 3. Bericht des Obmannes des Bau- und Infrastrukturausschusses (Kenntnisnahme) 

TOP 4. Ausschreibungsergebnis WVA - Erweiterung 2021, Straßenbau Pomedt, Auftragserteilung (Beratung und 

Beschlussfassung) 

TOP 5. Grundsatzbeschluss für den Ankauf eines Rüstlöschfahrzeuges – FF Riedau (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 6. Rechnungsabschluss 2020 – Prüfbericht BH Schärding (Kenntnisnahme) 

TOP 7. Eröffnungsbilanz – Prüfbericht BH Schärding (Kenntnisnahme) 

TOP 8. Erhaltungsbeitragsverordnung (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 9. Aufnahme in die Oö. Bau-Übertragungsverordnung 2023 – Übertragung der baubehördlichen Kompetenzen für 

bauliche Anlagen die auch einer gewerbebehördlichen Genehmigung bedürfen an die zuständige 

Bezirkshauptmannschaft (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 10. ABA Marktgemeinde Riedau, 10-jährige Kamerabefahrung – Zustandsbericht – Zone 1 und Zone 2, 

Auftragserteilung (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 11. Mietvertrag Bürgerkorps Riedau, Marktplatz 89 (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 12. Bericht des Bürgermeisters 

TOP 13. Allfälliges 
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TOP 1. Bericht des Obmannes des Prüfungsausschusses (Kenntnisnahme) 
 

Der Obmann GR Sascha Hübsch gibt den Bericht zu der Sitzung des Prüfungsausschusses am 20. Juni 2023 mit folgender 

Tagesordnung bekannt: 

 

Sitzung des Prüfungsausschusses, am 20. Juni 2023 mit der Tagesordnung:  

• Belegprüfung (01.01-31.05.) 

• Allfälliges 

 

 

TOP 2. Bericht des Obmannes des Wohnungsausschusses (Kenntnisnahme) 
 

Unter Ausschluss der Öffentlichkeit 

Sitzung des Wohnungsausschusses am 12. Juni 2023 

 

 

TOP 3. Bericht des Obmannes des Bau- und Infrastrukturausschusses (Kenntnisnahme) 
 

Der Obmann-Stv. 2.Vizebgm. Franz Arthofer gibt den Bericht zu der Sitzung des Bau- und Infrastrukturausschusses am 

22. Juni 2023 mit folgender Tagesordnung bekannt: 

 

Sitzung des Bau- und Infrastrukturausschusses, am 22. Juni 2023 mit der Tagesordnung:  

• Pachtverträge Kurtic und Cosic 

• Pachtverträge allgemein 

• Erhaltungsbeitrag 

• Photovoltaik-Freibad 

• Bodenmarkierungen 

• Allfälliges 
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TOP 4. Ausschreibungsergebnis WVA - Erweiterung 2021, Straßenbau Pomedt, Auftragserteilung 

(Beratung und Beschlussfassung) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten: 

Am 15. Juni 2023 war die Angebotseröffnung, im Büro der DI Peter Oberlechner ZT-GmbH. Die Öffnung der Angebote 

erfolgte (nicht öffentlich). 

Es wurde das Verfahren der Direktvergabe gewählt. (siehe Prüfbericht) Der Prüfbericht vom Ingenieurbüro Oberlechner 

umfasst 13 Seiten.  

Reihung der ungeprüften Angebote zur Kenntnis:  

 

Reihung der Angebote nach rechnerischer, technischer und wirtschaftlicher Prüfung nach Abschluss der 

Bietergespräche zur Kenntnis:  
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Die Bietergespräche erbrachten nachfolgendes Ergebnis: 

 

 

Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, dass an die Fa. Swietelsky AG, Taufkirchen an der Pram, der Auftrag zum genannten 

Preis, vorbehaltlich der Zustimmung des Landes, genehmigt bzw. erteilt wird. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.  
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TOP 5. Grundsatzbeschluss für den Ankauf eines Rüstlöschfahrzeuges – FF Riedau (Beratung und 

Beschlussfassung) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten: 

Lt. GEP-Ergebnis soll bis zum Jahr 2027 ein Rüstlöschfahrzeug angeschafft werden. 

 

GV Reinhard Windhager fragt nach, ob dieser Punkt von der FF Riedau kurz erläutert werden kann. 

Kdt. Anton Schroll erläutert das Fahrzeug. Dieses Fahrzeug soll die Werkzeugkiste/Arbeitsgerät für die FF Riedau 

werden. Wir sind derzeit in Riedau in der Pflichtbereichsklasse 3, durch die ganzen neuen Siedlungsgebiete. Dieses 

Fahrzeug verfügt über einen 2.000 Liter Tank, derzeit haben wir noch kein Tankfahrzeug. 

GV Reinhard Windhager fragt nach, ob derzeit ein Fahrzeug mit Tank in der Feuerwehr zur Verfügung steht. 

Kdt. Anton Schroll sagt dazu, nein. Die Feuerwehr Riedau hat derzeit kein eigenes Tanklöschfahrzeug. Die BTF der Firma 

Leitz hat ein Tanklöschfahrzeug. 
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GV Michael Desch fragt dazu, ob die GEP abgeschlossen ist, wenn das Feuerwehrhaus steht und das Logistikfahrzeug 

angekauft worden ist. 

Kdt. Anton Schroll stimmt dem zu.  

2.Vizebgm. Franz Arthofer sagt dazu, dass die Anschaffung dieses Fahrzeuges sehr sinnvoll ist. Derzeit haben wir bei der 

Feuerwehr kein Wasser bei den Fahrzeugen mit. Speziell bei Unfällen, wo kein Hydrant in der Nähe ist, ist dieses 

Fahrzeug sehr sinnvoll. 

GR Thomas Klugsberger fragt nach, wie lange man mit dem 2.000 Liter Tank auskommt. 

Kdt. Anton Schroll sagt dazu, dass es für einen vorbeugenden Brandschutz bei einem Verkehrsunfall auf alle Fälle 

ausreicht. 

GR Bernhard Rosenberger fragt nach, wie viele Kosten auf die Gemeinde zukommen bzw. was bleibt defacto bei der 

Gemeinde hängen. 

Bgm. Markus Hansbauer sagt dazu, dass wir derzeit eine Förderquote von 45 % haben. Die Förderung beläuft sich nur 

auf die Normkosten für das Fahrzeug. 

Kdt. Anton Schroll erläutert dazu die Förderungen seitens des Landesfeuerwehrkommandos. 

 

Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, den Grundsatzbeschluss für den Ankauf eines Rüstlöschfahrzeuges zu genehmigen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.  
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TOP 6. Rechnungsabschluss 2020 – Prüfbericht BH Schärding (Kenntnisnahme) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten: 
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-12- 

 

 

Der angeschlossene Prüfbericht wurde vom Gemeinderat zur Kenntnis genommen. 
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TOP 7. Eröffnungsbilanz – Prüfbericht BH Schärding (Kenntnisnahme)  
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten: 
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Der angeschlossene Prüfbericht wurde vom Gemeinderat zur Kenntnis genommen. 
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TOP 8. Erhaltungsbeitragsverordnung (Beratung und Beschlussfassung) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten: 

In der Bau- und Infrastrukturausschusssitzung am 22. Juni dJ. wurden die Aspekte für die Erhöhung des 

Erhaltungsbeitrages für Wasser und Kanal umfassend sorgfältig beraten und begründet. Vom Bau- und 

Infrastrukturausschuss wurde eine Empfehlung für die Erhöhung von 75 % ausgesprochen. 
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GV Reinhard Windhager sagt dazu, dass wir sehr hohe Kosten im Bereich Wasser und Kanal haben, die auf uns in den 

nächsten Jahren zukommen werden. Im Zuge dieser Erhöhung können wir auch die Kosten in diesem Bereich decken, 

dies ist eine gute Begründung.  

2.Vizebgm Franz Arthofer spricht sich für eine Baulandmobilisierung aus. Er hat sich auch für eine Erhöhung von 100 % 

ausgesprochen. Wir sollen auch schauen, dass wir wieder Bauplätze bekommen. Wenn wir um eine Umwidmung 

ansuchen, haben wir derzeit das Problem, dass wir so viele Bauplätze haben, welche nicht bebaut sind. Wenn wir hier 

aber mehr lukrieren, vielleicht verkauft der eine oder andere ein Grundstück. Von einer Enteignung spricht man hier 

nicht. 

GV Michael Desch sieht es ähnlich wie 2. Vizebgm. Franz Arthofer. Wir haben uns im Bauausschuss geeinigt auf eine 

Erhöhung von 75 %. Wenn man ein Grundstück mit 1.000 m² hat, zahlt man 610 Euro Erhaltungsbeitrag. Wenn man 10 

m³ im Jahr braucht bei einem Grundstück mit 1.000 m², wenn drei Personen im Haus wohnen, zahlt man auch das 

gleiche. Jedoch nutzt man hier auch keinen Liter. Beim Erhaltungsbeitrag nutzt man jedoch den Kanal/Wasser nicht, 

man hat ihn nur dort. Wenn wir 100 % gemacht hätten, wären wir bei ca. 700 Euro. Das würde sogar teurer werden, 

wenn wir einen durchschnittlichen Haushalt mit 120 m³ nehmen. Wie die Stellungnahme von Hr. Altmann geschrieben 

worden ist, defacto ist sie auch. Er findet daher eine Erhöhung von 75 % in Ordnung. 
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GR Anna Wimmer sagt dazu ihre persönliche Meinung. Die Stellungnahme von Hr. Altmann geht in Richtung 

Baulandmobilisierung, diese hat er auch so niedergeschrieben. Er hat die Stellungnahme so aufgebaut, dass es rechtlich 

keine Möglichkeiten gibt, an das Eigentum der Bürger heranzukommen, deswegen muss man es über diese Gebühren 

machen. Diese Gebühren sind jedoch Strafzahlungen für Eigentum, wenn man Strafzahlungen für Eigentum macht, dann 

bin ich unterwegs in Richtung einer unterschwelligen Enteignung eigentlich. Persönlich finde ich diese Methoden seitens 

öffentlicher Hand und Gemeinde sehr fragwürdig, dass man sich hintenherum etwas schafft, damit man etwas 

bekommt, das ist keine Methode, für diese, welche man sich persönlich ausspricht. Es ist auch im Prüfungsausschuss 

im September 2022 behandelt worden und weiters auch in der Gemeinderatssitzung vom  

08. September 2022 kurz erklärt worden, dort haben wir uns für ein klares Nein ausgesprochen. Wenn wir es für Kanal 

und Wasser brauchen, dann ist es was anderes, so ist es aber nicht aufgebaut. Zur Berechnung möchte ich noch 

anmerken, ich bin von 400 Euro ausgegangen, da wäre ich auf 50 m³ gekommen. Wir haben derzeit eine Grundgebühr 

von 56 Euro, die steht da jetzt außer Frage, die habe ich abgezogen. Eine Argumentation, dass wir gewisse Sachen 

brauchen, geht auch in Ordnung, es muss auch legitim sein. In OÖ haben wir 2020 eine durchschnittliche Haushaltsgröße 

von 2,38 Personen, muss man dies hier auch ein bisschen ins Kalkül ziehen. Außer man will hier diese Strafzahlung, jeder 

kann dies bezeichnen, wie er will. Für solche Methoden, wo man es hintenherum kassiert, sowas ist generell nicht 

richtig. 

GV Michael Desch sagt dazu, dass seitens des Landes bzw. in den Ausschüssen bereits diskutiert wird, dass, wenn man 

über eine bestimmte Anzahl von Quadratmeter kommt, mehr Grundsteuer zahlen muss. Was kann jemand dafür, wenn 

er zB. ein Grundstück geerbt hat, das ist alles Strafzeug. 

GR Karin Eichinger sagt dazu, es ist egal wie wir es nennen. Im Bauausschuss haben wir von einer Erhöhung von 75 % 

gesprochen. Wir können es uns auch schönreden, bei Wasser und Kanal brauchen wir auch das Geld. Die Personen, 

welche es zahlen müssen, werden es immer als Strafzahlung sehen. 

GR Bernhard Rosenberger sagt dazu, dass es seiner Meinung nach eine Baulandmobilisierung ist, ganz klar. Er spricht 

sich auch für eine Erhöhung von 100 % aus. Eine Enteignung ist es nicht, es sind gewidmete Grundstücke. Eine Gemeinde 

widmet nicht zum Spaß um. Besonders in Riedau, wo wir ein kleines Gemeindegebiet haben. Man muss mit den 

Gründen, welche man hat, sparsam umgehen. Sind wir doch froh, wenn wir umgewidmete Gründe wieder an den Markt 

bringen. Es ist eine Mobilisierung, das ist kein Grund zum Schämen, die Gemeinde hat einen Nutzen davon. Man hat 

auch mehr nutzen davon, wenn wir auf einen gewidmeten Grund ein Haus stehen haben, wo auch wer wohnt. Es geht 

nicht nur um die Wasser und Kanalkosten.  

GR Thomas Klugsberger spricht sich für die Meinung von GR Anna Wimmer aus. Was nicht okay wäre, wenn wir jetzt 

jedes Jahr hergehen und immer eine Erhöhung davon machen. 

Bgm. Markus Hansbauer sagt dazu, dass man den Satz vom Land maximal mit 100 % erhöhen kann. Aber man kann es 

nicht jedes Jahr machen. 

GR Thomas Klugsberger sagt dazu, dass er auch nicht möchte, dass Leute welche Jahrzehnte lang ein solches detailliertes 

Grundstück haben und dieses als Garten nutzen, und denen auch das vielleicht gar nicht mehr bewusst ist, dass sie im 

Grundstück einen Kanal liegen haben, jetzt zum Zahlen gebeten werden. Eine Erhöhung von 75 % passt, aber halt nicht 

jährlich. 

GV Michael Desch erwähnt dazu, dass er sich im Bauausschuss damals für eine 50 % Erhöhung ausgesprochen hat. Es 

wurden damals auch Wortmeldungen getätigt, die nicht passen und die uns auch nicht interessieren sollen. Die 75 % 

Erhöhung haben wir im Bauausschuss besprochen, diese trage ich auch mit. Er will jedoch nicht, dass draußen 

gesprochen wird, dass wir es für die hohen Kanalkosten nehmen, defacto ist es eine Strafsteuer, weil ich den Grund 

nicht hergebe. 

GR Anna Wimmer sagt dazu, dass sie ein grünes Fleckerl gefunden hat, welches einem älteren Ehepaar gehört und seit 

eh und je als Garten genutzt wird, das sind keine Spekulanten. Wer würde es hier vertreten? Bei der Anzahl der 

Grundstücke, von denen Hr. Altmann spricht, kann ich mir auch schwer vorstellen. Wenn man sich hier die Anzahl der 

Personen, welche Erhaltungsbeitrag und Bereitstellungsgebühr zahlen zusammenrechnet, dann sind es sicher um 10 
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weniger, davon 16 mit Bauzwang. Man landet defacto auf eine Anzahl von 24 und nicht von 52, die im Schreiben 

angeführt sind. 

2.Vizebgm. Franz Arthofer sagt dazu, dass im Bauausschuss von 26-27 Grundstücken gesprochen wurde. 

GR Sascha Hübsch sagt dazu, dass es im Prüfungsausschuss behandelt worden ist. Wir haben es uns auch individuell 

angeschaut, sehr viele die in den 60-70 Jahren, die einen Streifen dazu genommen haben, per se eine eigene Parzelle 

für sich. Damals sind wir auf eine Anzahl von 22 gekommen, individuell angeschaut, bei den meisten ist es ein Garten. 

Per se ist es in Wirklichkeit eine Strafsteuer, wenn wir uns ehrlich sind, schwierig dies zu begründen. Man hätte hier 

individueller schauen sollen. Natürlich verstehe er auch die Seite der Baulandmobilisierung. 

GV Michael Desch sagt dazu, dass wir auch eine Erhöhung von 50 % machen können. 

GR Anna Wimmer sagt dazu, es geht hier nicht um den Prozentsatz, es geht um das Motiv und die Methodik dazu. 

GR Sascha Hübsch sagt dazu, dass es im Prüfungsausschuss im Detail angeschaut worden ist. Zusammenlegung etc., 

Spekulation sei dahingestellt. Das Vorgehen ist hier immer schwierig, glaubt er. 

2. Vizebgm. Franz Arthofer glaubt, dass man es auch als Gegenpart sehen muss zu den neuen Gründen, die einen 

Bauzwang haben. Es ist im Endeffekt dasselbe.  

GR Anna Wimmer sagt dazu, dass diese jedoch im Bewusstsein erworben worden sind, dass ein Zwang darauf ist und 

dass man diesen auch nicht umgehen kann. Von den Grundstücken, wo Hr. Hübsch und ich reden, die Leute haben es 

mit einem andren Bewusstsein erworben. Wollen wir uns so verhalten, ggü. einzelnen? Spekulation, von denen das 

Land da redet, dort muss man überlegen, wo man ist. 

Bgm. Markus Hansbauer sagt dazu, es gibt genügend Gebäude, die irgendwo leer stehen. Wenn hier seitens vom Land 

etwas gemacht würde, dass heute auch alte Gebäude gefördert werden. Die jetzige Situation ist schwierig, wenn die 

Sanierung teurer wird als ein Neubau. Grundstücke, die Jahrzehnte lang als Garten genutzt werden, dort möchte er 

niemanden um sein Grundstück bringen. 

1.Vizebgm. Johann Schmidseder fragt dazu, was ist mit den Häusern, wo die Häuser ewig leer stehen. Wir haben in 

meiner Straße davon sehr viele. Dort sind vier Häuser, wo keiner drinnen wohnt. Er glaubt aber auch nicht, wenn wir es 

erhöhen, dass 10-15 Baugründe zur Verfügung stehen. 

GR Karin Eichinger stimmt 1.Vizebgm. Johanns Schmidseder zu. Es stehen hier Häuser leer, wo nichts genutzt wird. 

GR Bernhard Rosenberger sagt dazu, man schlägt hier in eine falsche Kerbe. Man hat als Gemeinde keinen Hebel, es 

gibt immer Einzelfälle, die nicht gut sind.  

1.Vizebgm. Johann Schmidseder glaubt auch nicht, dass wenn wir dies jetzt erhöhten, dass wir 10-15 Baugründe zur 

Verfügung haben. 

GV Michael Desch sagt dazu, es wird kein einziger kommen. 

GR Anna Wimmer sagt dazu, wer spekuliert, wird auch diesen Betrag schlucken. Wer einen Garten hat und das auch 

immer gezahlt hat, wird es auch zahlen, wobei es vielleicht für denjenigen mal schwieriger wird. Sie glaubt, dass wir hier 

in die falsche Richtung schauen. 

GV Reinhard Windhager sagt dazu, ist es vernünftiger ein Grundstück für 10 Euro günstig zu mieten und das andere 

verkaufen und andere bestrafen wir, damit sie hier zur Kasse gebeten werden. Diese Sachen sind nicht okay, er sieht es 

als Strafsteuer. Leute, die heute etwas kaufen, wo heute das Gesetzt gilt, ist vollkommen klar. Aber Leute, die 

Grundstücke vor 20-30 Jahren gekauft haben, mit gutem Gewissen, wenn es irgendwann bebaut werden soll und heute 

sagen wir du wirst bestraft und der andere bekommt es geschenkt. Dieses Gesetz ist gekommen für Spekulanten, in den 

Seengebieten usw. Wir haben es uns angeschaut, bei den älteren Leuten und denen wischen wir jetzt eins aus.  

GV Michael Desch sagt dazu, dass die 10 Euro noch nicht ausdiskutiert sind. 
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1.Vizebgm. Johann Schmidseder sieht es nicht so. Es ist hier Kanal/Wasser gebaut worden, mit der Absicht, dass hier 

irgendwann mal gebaut wird.  

2.Vizebgm. Franz Arthofer sagt dazu, dass sich die Gemeinde damals auch Einnahmen erwartet hat, als die Gründe 

umgewidmet worden sind und nicht, dass diese brach liegen. Diese Gründe sind auch für den Zweck umgewidmet 

worden, sonst hätte es auch Grünland bleiben können. 

GV Michael Desch stellt sich die Frage, ob wir hier eine Erhöhung von 75 % machen sollen. Damals im Bauausschuss war 

ich nicht stimmberechtigt, aber sollen wir eine Erhöhung von 50 % andenken? 

GR Anna Wimmer spricht sich für eine anderen Aufbau, über die ganze Thematik, aus. Die was spekulieren, denen ist 

es egal. Es trifft eher die, die es wirklich nutzen. Wenn man hier etwas machen möchte, bei den Erhaltungsbeiträgen, 

dann sollten wir über die Kubikmeter reden. Meiner Meinung nach sind es derzeit ca. 50 m³/pro Haushalt, dann ist aber 

die Diskussion hier eine andere. Wieviel Kubikmeter stellen wir uns hier vor?  Wir brauchen hier eine gesamte 

Vorgehensweise. 

1.Vizebgm. Johann Schmidseder spricht sich für eine Erhöhung von 50 % aus, mit denen können wir auch leben. Schauen 

wir es uns an, wie die Wirkung ist. Maximal können wir die nächsten Jahre nochmals 50 % dazu geben. 

GV Michael Desch sagt dazu, aber nicht in dieser Periode. 

GR Karin Eichinger fragt dazu, kann das das Land vorschreiben, wenn wir einmal Abgangsgemeinde werden?  

Bgm. Markus Hansbauer sagt dazu, dann wird man wahrscheinlich nicht mehr auskönnen. Wieviel macht es unterm 

Strich heraus, wenn wir eine Erhöhung von 50 % bzw. 75 % machen. 

GV Reinhard Windhager sagt dazu, 7000 Euro.  

GR Thomas Klugsberger fragt dazu, ob es jetzt ein Gegenantrag auf 50 % Erhöhung gibt. 

Bgm. Markus Hansbauer sagt dazu, das ist jetzt Diskussionsbasis.  

AL Petra Langmaier sagt dazu, dass es eine einmalige Erhöhung sein soll. Es müssen hier neue Bescheide geschrieben 

werden. 

 

Beschluss: 

1.Vizebgm. Johann Schmidseder stellt den Antrag, dass der vollinhaltlich zur Kenntnis gebrachte Entwurf für die 

Erhaltungsbeitragsverordnung genehmigt wird. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mehrheitlich angenommen.  

15 „JA“-Stimmen, 4 „NEIN“-Stimmen (GV Reinhard Windhager, GR Anna Wimmer, ER Birgit Trinkfaß, GR Bernhard 

Rosenberger) 
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TOP 9. Aufnahme in die Oö. Bau-Übertragungsverordnung 2023 – Übertragung der 

baubehördlichen Kompetenzen für bauliche Anlagen die auch einer gewerbebehördlichen 

Genehmigung bedürfen an die zuständige Bezirkshauptmannschaft (Beratung und 

Beschlussfassung) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten: 

 

§ 40 Abs. 4 Oö. Gemeindeordnung 1990 sieht vor, dass auf Antrag einer Gemeinde die Besorgung einzelner 

Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs, soweit es sich nicht um Angelegenheiten aus dem Bereich der 

Bundesvollziehung handelt, durch Verordnung der Landesregierung auf eine staatliche Behörde, z.B. auf die örtlich 

zuständige Bezirkshauptmannschaft, übertragen werden kann.  

Bereits seit 2003 ermöglicht die Oö. Bau-Übertragungsverordnung das Bauverfahren hinsichtlich jener baulichen 

Anlagen auf die Bezirkshauptmannschaft zu übertragen, die auch einer gewerbebehördlichen Genehmigung bedürfen. 

Voraussetzung für die Aufnahme in diese Landesverordnung ist ein entsprechender Beschluss des Gemeinderats auf 

Übertragung. 

Dadurch werden die bau- und gewerbebehördlichen Agenden nach dem „One-Stop-Shop-Prinzip“ bei einer Behörde (= 

Bezirkshauptmannschaft) konzentriert; mit allen Vorteilen für Wirtschaftstreibende, aber auch für Bürgerinnen und 

Bürger als Nachbarn solcher Anlagen. 

Die Übertragung umfasst nach § 2 Abs. 2 der Oö. Bau-Übertragungsverordnung 2023 das Baubewilligungs- und 

Bauanzeigeverfahren, die Angelegenheiten der Bauausführung und Bauaufsicht, die baupolizeilichen Maßnahmen (§ 15 

und §§ 24 bis 53 Oö. BauO 1994) sowie Meldeverpflichtungen nach § 21 Abs. 1 Oö. Abfallwirtschaftsgesetz 2009. 

Nach der Übertragung hat die Gemeinde im Rahmen ihres baubehördlichen Wirkungsbereichs ein Anhörungsrecht im 

Baubewilligungsverfahren und im Verfahren nach § 24a Oö. BauO 1994 (Baufreistellung). 
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GV Reinhard Windhager sagt dazu, dass es keinen Sinn macht, wenn wir es aus der Hand geben. Die Bauverhandlungen 

für Firmen halten sich sicher in Grenzen.  

GR Sascha Hübsch fragt nach, ob der Instanzenzug vom Bürgermeister fallen würden. 

Bgm. Markus Hansbauer bestätigt dies, es würde ein Bescheid ausgestellt. Der Aufwand im Bauamt wäre geringer. 

GV Michael Desch sagt dazu, nur weil es ein bisschen weniger Arbeit werden könnte, würde er es nicht aus der Hand 

geben.  

2.Vizebgm. Franz Arthofer sagt dazu, dass es sicherlich genauer behandelt wird. Wir haben trotzdem ein 

Anhörungsrecht von der Bezirkshauptmannschaft. Im Bezirk Grieskirchen wird es schon so gemacht, es wird sicherlich 

sehr genau gearbeitet. Das Ganze würde sicherlich genauer behandelt, wenn es von der Bezirkshauptmannschaft 

gemacht werden würde. 

GR Bernhard Rosenberger fragt dazu, ob dies seitens vom Land an uns herangetragen wurde.  

Bgm. Markus Hansbauer sagt dazu, dass es im Gemeinderat zur Kenntnis gebracht werden muss, darum wird es heute 

behandelt. 

GR Bernhard Rosenberger sagt dazu, dass er der Meinung ist, dass dieses Kirchturmdenken speziell in Oö. eher wieder 

weggehört. Aber er selbst findet die Vorgehensweise eher schwachsinning, wenn wir hier als Gemeinde gefragt werden, 

ob wir es aus der Hand geben wollen, werden wir nicht sagen, dass wir es aus der Hand geben wollen. Wenn sie es so 

wollen, dann sollen sie es doch bestimmen, fertig.  

Bgm. Markus Hansbauer sagt dazu, es wird sicherlich auch Gemeinde geben, die personell nicht die Ressourcen haben.  

 

Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, dass die baubehördlichen Kompetenzen hinsichtlich jener baulichen Anlagen, für die 

eine gewerbebehördliche Betriebsanlagengenehmigung erforderlich ist, auf die Bezirkshauptmannschaft Schärding 

übertragen werden.  

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig abgelehnt.  

19 „NEIN“-Stimmen (Bgm. Markus Hansbauer, 1.Vizebgm. Johann Schmidseder, GV Reinhard Windhager, GR Anna 

Zallinger, GR Anna Wimmer, GR Thomas Klugsberger, GR Marcel Weinberger, GR Alois Brunner, 2.Vizebgm. Franz 

Arthofer, GR Karin Eichinger, GR Sascha Hübsch, GV Michael Desch, GR Andreas Unterberger, GR Bernhard Rosenberger, 

ER Birgit Trinkfaß, ER Roswitha Krupa, ER Yvonne Mader, ER Christopher Gruber, ER Christian Kalchgruber) 
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TOP 10. ABA Marktgemeinde Riedau, 10-jährige Kamerabefahrung – Zustandsbericht – Zone 1 und 

Zone 2, Auftragserteilung (Beratung und Beschlussfassung)  
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten: 
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GV Michael Desch verlässt den Saal um 20:08 Uhr, wieder retour um 20:09 Uhr. 

 

GR Sascha Hübsch sagt dazu, dass er aus den Zonen nicht recht schlau geworden ist. 
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AL Petra Langmaier sagt dazu, dass es eine wasserrechtliche Bewilligung gibt, wo dort festgelegt worden ist, was seitens 

der Gemeinde erledigt werden soll. Die Kanalsanierung läuft schon einige Jahre. Der nächste Schritt wäre die 

Kamerabefahrung, wo auch der Zustand der Zonen eruiert wird. 

2.Vizebgm. Franz Arthofer erläutert dazu kurz die Einteilung der Zonen. Zone 1 und Zone 2 sind überhalb der Bahn.  

Bgm. Markus Hansbauer sagt dazu, dass das Gesamtprojekt vom Büro Oberlechner im heurigen Frühjahr vorgestellt 

worden ist. 

 

Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, dass das vorliegende Angebot für die 10-jährige Kamerabefahrung an das Büro DI 

Peter Oberlechner beauftragt werden kann.  

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.  
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TOP 11. Mietvertrag Bürgerkorps Riedau, Marktplatz 89 (Beratung und Beschlussfassung) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten: 
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GV Reinhard Windhager sagt dazu, dass die Punkte eingearbeitet worden sind, welche gewünscht worden sind. Es sind 

optionale Punkte angeführt. Der Punkt für die Suche, wurde herausgenommen, wir als Gemeinde sind nicht zuständig 

für die Suche. So wie der Mietvertrag angeführt ist, wäre er seitens der ÖVP-Fraktion in Ordnung.  

GV Michael Desch sagt dazu, dass der Mietvertrag in Ordnung ist.  

GR Bernhard Rosenberger sagt dazu, dass der Punkt unter Kündigung „Musikschule“ herausgestrichen werden soll. Für 

einen Verein ist es unerheblich, für was die Gemeinde den Raum benötigt. Ob wir es für die Musikschule oder ob wir 

die Räumlichkeiten für etwas anderes benötigen.  
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2.Vizebgm Franz Arthofer sagt dazu, dass wir eigentlich den Mietvertrag nicht beschließen brauchen, weil der alte 

Vertrag genau das gleiche besagt. Bei dem alten Vertrag stehen die Quadratmeter drinnen und bei dem neuen nur noch 

die Räume bzw. Bezeichnungen. Was ihn schon noch stört ist, dass unter Punkt IV „Miethöhe“ bzgl. der Ausbaustufe 

mit den 150 Euro festgelegt wird und zum Zahlen sind. Dieser Betrag gehört auch an den Index angepasst, wie die 

normale Miete. Was ist, wenn es in fünf/zehn Jahren ausgebaut wird, und der Index diesen Betrag erreicht, dann würden 

sie diese Räume gratis dazu bekommen. Wir haben von 2016 bis jetzt eine Erhöhung gehabt. Aus seiner Sicht müsste 

der Vertrag nicht beschlossen werden.  

GV Michael Desch sagt dazu, man müssten die 50 Euro indexangepasst dazugerechnet werden. Nur für den zusätzlichen 

Bereich müsste man die 50 Euro hinzurechnen, da damals von einem Betrag von 100 Euro ausgegangen worden ist.  

GR Karin Eichinger sagt dazu, dass es doch egal ist, für was die Gemeinde die Räume braucht. Wenn ich als Gemeinde 

sage, dass ich die Räume brauche, dann muss es egal sein, für was ich sie brauche. 

 

 

 

Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, dass der vorliegende Mietvertrag mit folgenden Änderungen 

- Punkt V/d „die Musikschule“ entfernt wird  

- Punkt IV/a, dass der jährliche Betrag „zusätzlich um 50 Euro steigt, indexangepasst (wertgesichert VPI 2000)“ 

beschlossen wird.  

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.  
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TOP 12. Bericht des Bürgermeisters 
 

- Bericht über die derzeitige Erstellung des Baumkatasters von Hr. Roither 

GR Alois Brunner verlässt den Saal um 20:27 Uhr, wieder retour um 20:29 Uhr. 

- Einladung Gemeindeausflug – 20.10-21.10.2023 (ab 14 Uhr) 

Alle Gemeinderäte sind herzlich dazu eingeladen. 

 

- Wohnbau Hausruckviertel, Gespräch mit gemeinsamer Begehung (Fraktionsobmänner einladen) 

Kostenschätzung bzw. Angebotserrechnung 340.000-680.000 Euro, wo die Gemeinde ein Drittel zahlen soll 

 

- Derzeitige Situation im Freibadbuffet, Telefonat mit Hr. Fischbauer  

GR Marcel Weinberger verlässt den Saal um 20:38 Uhr, wieder retour um 20:39 Uhr. 

- Installation PV-Anlage am Schulgebäude im Sommer (Mitte/Ende August) 
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TOP 13. Allfälliges 
 

GR Karin Eichinger fragt nach, wie es mit dem Projekt bzgl. Kindergarten ausschaut. Wie schaut es mit Abbruch aus, wird 

da heuer noch etwas gemacht? 

Bgm. Markus Hansbauer sagt dazu, dass der Abriss eingereicht worden ist. 

2.Vizebgm. Franz Arthofer fragt nach, ob der Einreichplan im Bauausschuss nochmals behandelt wird oder nicht. 

AL Petra Langmaier sagt dazu, dass die Unterlagen bzgl. der Einreichung an das Land Oö. geschickt worden sind. 

GV Michael Desch fragt nach, ob dieser den Fraktionsobmännern geschickt werden kann. 

GR Thomas Klugsberger sagt dazu, dass die Blumenwiese in Kellerleiten eventuell im Herbst gemacht werden könnte. 

Es gab dazu auch schon Gespräche mit der Ges. Gemeinde.  

GR Karin Eichinger sagt dazu, dass sie es nicht gewusst hat, wie groß das Klettergerüst in Kellerleiten wird. 

2.Vizebgm. Franz Arthofer fragt nach, wie es ausschaut mit dem öffentlichen WC, wird das noch geplant oder nicht. 

Bgm. Markus Hansbauer sagt dazu, angedacht wäre es, aber derzeit ist es nicht eingeplant. 

 

 

Keine weiteren Wortmeldungen 
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Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr vorliegen, schließt der 

Vorsitzende die Sitzung um 20:48 Uhr. 

 

 

 

 

 

  

Der Vorsitzende  Schriftführer 

 

Genehmigung der Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 

Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die Sitzung vom 25.05.2023 keine - 

folgende - Einwendungen erhoben 

 

Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung vom __________ 

keine Einwendungen erhoben wurden - über die erhobenen Einwendungen der beigeheftete Beschluss gefasst wurde 

und diese Verhandlungsschrift daher im Sinne des § 54 (5) OÖ. Gem0 1990 als genehmigt gilt.  

 

Riedau, am …………………………….     

 

 

 

 

 

 

 

 

 Der Vorsitzende  

   

 

 

 

 

  

ÖVP GV Reinhard Windhager  FPÖ GV Michael Desch 

 

 

 

 

  

2. Vizebgm. Franz Arthofer  LISTE GR Bernhard Rosenberger 

 


